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1. Einleitung
In dieser Machbarkeitsstudie wird der Planungsprozess für eine Aufdach-Photovoltaikanlage anhand eines 
Beispielprojekts dargestellt. Der Fokus liegt dabei ausdrücklich auf der Planung und Konzeptionierung der 
Anlage anhand technischer und regulatorischen Rahmenbedingungen, sowie den Kundenbedürfnissen. Jeder 
Schritt wird beschrieben und anhand des Praxisbeispiels erläutert.

Ziel ist es, dem Leser die Anforderungen an Photovoltaikanlagen sowie Lösungsmöglichkeiten für verschie-
dene Gebäudetypen aufzuzeigen. Dabei werden zunächst die allgemeinen Rahmenbedingungen beschrieben 
und dann anhand diesem vergleichsweise komplexen Fallbeispiels angewandt.

Die Machbarkeitsstudie wurde von der Erneuerbare Energien Hamburg Clusteragentur GmbH (EEHH) in Auf-
trag gegeben. Die EEHH ist ein in Hamburg angesiedeltes Branchennetzwerk und Cluster für Unternehmen, For-
schungseinrichtungen und Institutionen der Erneuerbaren-Energien-Branche und der Wasserstoffwirtschaft. 
Ziel des Clusters ist es, den Dialog sowie die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Politik zu 
fördern und Innovationen in Bereichen wie Solarenergie, Windenergie, Sektorenkopplung und Speichertech-
nologien voranzutreiben. Im Jahr 2023 untersuchte EEHH die Solarpotenziale in Hamburg und identifizierte 
Logistik- und Gewerbeimmobilien als zentrales Segment mit hohem Potenzial. Diese Machbarkeitsstudie soll 
dazu beitragen, dieses Potenzial systematisch zu erschließen.

Für das Praxisbeispiel stellt die TOP Mehrwert-Logistik GmbH & Co. KG ihre Logistikimmobilien in Hamburg 
/ Hamm-Süd zur Verfügung. Das inhabergeführte Familienunternehmen blickt auf eine über 85-jährige Ge-
schichte in den Bereichen Logistik, Warehousing, technischer Service und Consulting zurück. Spezialangebot 
der Firma ist der Same-Day Hochverfügbarkeitsservice, bei dem die Kunden bundesweit innerhalb von 90 min 
ihre benötigten Komponenten erhalten können. Darüber hinaus bietet das Unternehmen weitere Logistik-
dienstleistungen und einen technischen Service an.

Die zentralen Herausforderungen dieses Projekts bestehen darin, dass sich die drei Gebäude des Kunden auf 
unterschiedlichen Grundstücken befinden. Zusätzlich besteht die in der Logistikbranche häufig auftretende 
Situation großer Dachflächen bei vergleichsweise geringem Eigenverbrauch. Dennoch zeigt der Kunde großes 
Interesse an innovativen Energiekonzepten und Sektorenkopplung, um zukunftsfähig zu sein.

Die Ergebnisse werden öffentlich zugänglich gemacht und dienen als Handlungsleitfaden sowie als praxisna-
hes Referenzbeispiel.

Wie jedes größere Photovoltaikprojekt beginnt auch dieses mit einer Bestandsaufnahme vor Ort. Dabei wer-
den die Gebäude, die Dachflächen, die elektrischen Anschlüsse sowie weitere technische Randbedingungen 
erfasst. Anschließend werden die Kundenanforderungen ermittelt. Auf Basis dieser Daten werden verschiede-
ne Konzepte entwickelt und dem Kunden vorgestellt. Nach der Entscheidung erfolgt die Genehmigungs- und 
Bauphase.

Alle genannten Preise sind netto zzgl. Umsatzsteuer zu betrachten. Photovoltaikanlagen
können je nach Größe und Bauträger umsatzsteuerbefreit sein.
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2. Bestandsaufnahme beim Kunden

2.1 Allgemeiner Aufbau

Zu Beginn muss der Aufbau beim Kunden aufgenommen werden. Welche Gebäude stehen zur Verfügung? Wie 
sind sie elektrisch angeschlossen? Wie hoch fällt der generelle Verbrauch aus und gibt es einzelne hohe Ver-
braucher? Existieren besondere örtliche Gegebenheiten, die z.B. Kabelverläufe einschränken?

Die Gebäude des Kunden gliedern sich in drei Einheiten mit jeweils eigenem Netzanschluss. Gebäude A (nörd-
lich) ist rot markiert, Gebäude B (mittig) grün und Gebäude C (südlich) gelb. Die Gebäude befinden sich auf 
unterschiedlichen Flurstücken.

Zwischen Gebäude A und Gebäude B verläuft eine öf-
fentliche Straße. Gebäude A wird vom Kunden als La-
gerhalle genutzt und verfügt über eine Dachhaut aus 
Bitumenbahnen. Auf der Parkfläche von Gebäude A 
befindet sich Ladeinfrastruktur, die im derzeitigen Aus-
bauzustand nicht vollständig betrieben werden kann.

In Gebäude B befinden sich eine vermietete Ladenflä-
che sowie Büroflächen. Die Dachhaut besteht aus Tra-
pezblech. Die Wärmeversorgung erfolgt derzeit über 
eine Ölheizung und soll zukünftig ersetzt werden, bei-
spielsweise durch eine Wärmepumpe.

Gebäude C wird vollständig als Bürogebäude genutzt 
und beherbergt zusätzlich einen Serverraum.

Es ist eine Klimaanlage zur Kühlung von Gebäude C 
vorhanden, bei der während des Projekts geprüft wur-
de, ob diese auch zum Heizen genutzt werden könnte.

Für die Dimensionierung einer Photovoltaikanlage 
samt etwaigem Speicher müssen zu Beginn die folgen-
den Randbedingungen geklärt werden. Sie schränken 
den möglichen Lösungsraum für eine Auslegung durch 
die örtlichen Gegebenheiten ein beziehungsweise be-
deuten einen höheren Aufwand für die Umsetzung.

- Der Dachaufbau sowie die Dachhaut werden im  
 DC Kapitel 2.2 beschrieben.

- Die Statik wird im Kapitel 2.3 beschrieben.
- Der Netzanschluss sowie die Elektroinstallation  
 werden in den AC Kapiteln 2.4 und 2.5 beschrieben. 
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2.2 Der Dachaufbau, die Dachhaut und Befestigung der Module - DC Seite

Im DC-seitigen Aufbau werden alle für die Gleichspannungsseite relevanten technischen Rahmenbedingungen 
erfasst. Dazu zählen unter anderem die Geometrie der Dächer, die jeweilige Dachhaut sowie einschränken-
de Elemente für die Modulbelegung wie Brandschutzwände, Dachluken (mit und ohne Brandschutzfunktion), 
Entlüftungen und Blitzschutzanlagen. Zusätzlich werden der Dachaufbau sowie weitere Gegebenheiten wie 
Wartungsgänge berücksichtigt und mit dem Kunden abgestimmt, sofern diese die Modulbelegung beeinflus-
sen.

Die Dächer sollen im Rahmen der Photovoltaikbelegung über einen Zeitraum von 20 bis 25 Jahren genutzt 
werden. Sämtliche größere Arbeiten an der Dachhaut können nur nach einer Demontage der Anlage statt-
finden. Daher muss die Lebensdauer des Daches geprüft werden und eine eventuelle Dachsanierung sollte 
vorab stattfinden. Zu beachten ist, dass bei „wesentlichen Umbauten des Daches“, wie beispielsweise einer 
Sanierung, in vielen Bundesländern eine Photovoltaik-Belegungspflicht besteht besteht. In Hamburg beträgt 
diese aktuell 30 % der Nettofläche.

Gebäude A (nördliche Halle) verfügt über eine Dachhaut aus Bitumenbahnen. Zusätzlich sind mehrere Dachlu-
ken und Entlüftungselemente vorhanden, die die nutzbare Modulfläche einschränken. Aus den Bauzeichnun-
gen gingen keine Brandschutzwände hervor2.2 Der Dachaufbau, die Dachhaut und Befestigung der Module 

Abbildung 1: Gebäude A – Dachübersicht (Foto / Bestand).

Brandschutzwände dürfen nicht mit Photovoltaikmodulen überbaut werden. Es ist ein de-
finierter Sicherheitsabstand einzuhalten. Dieser ist in Normen und Richtlinien vorgeschrie-
ben, kann aber auch von Versicherungen verschärft werden. Daher sollten zusätzlich die 
Anforderungen an Photovoltaikanlagen bei der Gebäudeversicherung angefragt werden. 
Ebenfalls müssen querende Kabeltrassen geschottet werden.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/energie/erneuerbare-energien/photovoltaik/pv-pflicht-in-hamburg/pv-pflicht-auf-daechern-in-hamburg-955824
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Bitumendächer zählen zu den wartungsintensivsten Dachkonstruktionen. Es muss geprüft werden, wie alt das 
Dach ist. Wenn die Dachhaut zu alt ist, sollte vor der Belegung eine Dachsanierung erfolgen. Die Bitumenbah-
nen liegen mit einer Dämmung auf Trapezblech. Das Dach besitzt eine Dachneigung von ca. 6° in Nord- und 
Südausrichtung. Das Dach liegt auf Stahlträgern.

Durch die Dachneigung ist eine Unterkonstruktion mit Beschwerung nicht möglich. Diese Unterkonstruktio-
nen sind in der Regel nur bis 5° Dachneigung freigegeben.

Für die Befestigung der Module kommen sowohl dachhautdurchdringende als auch nicht-durchdringende 
Montagesysteme in Betracht. Dachdurchdringende Systeme bieten sich hier nicht an. Kurzschienen könnten 
auf die Hochsicken des Blechs geschraubt werden, sind aber durch die Dämmung und Bitumen nicht auffind-
bar. Ebenfalls liegt das Dach nicht auf Holz, sodass Stockschrauben und geschraubte Ankerplatten entfallen.

In diesem Fall verbleiben somit ausschließlich nicht-durchdringende Unterkonstruktionssysteme als tech-
nisch sinnvolle Option. Mit der Dachneigung fallen die meisten klassischen Beschwerungssysteme für Flach-
dächer aus. Eine Möglichkeit ist, zwei Modulfelder über den Dachfirst abzuspannen. Die Modulfelder können 
an der Unterkante geklebt oder leicht beschwert werden.

Eine weitere Möglichkeit stellt das vollflächige Verkle-
ben der Profilschienen dar. Oft geben die Hersteller 
für diese Systeme nur eine Freigabe, wenn das Dach 
zuvor mit bestimmten Dachbahnen saniert wurde. 
Das Dach von Gebäude A bietet ausreichend Fläche, 
um die geplanten Verbraucher zu versorgen.

Gebäude B verfügt im Hauptbereich über eine Dach-
haut aus Trapezblech sowie über einen kleineren Ab-
schnitt mit Bitumenabdichtung inklusive Dachluken 
und Entlüftungselementen. Das benachbarte L-för-
mige Gebäude (im Bild oben) besitzt eine Dachein-
deckung aus Wellfaserzement mit Lichtplatten. Die 
halbrunden Gebäudeteile im nördlichen Bereich (auf 
dem Bild links) weisen ebenfalls eine Bitumendach-
haut auf.

Abbildung 2: Prinzipdarstellung: über den Dachfirst gespannte 

Unterkonstruktion.

Abbildung 3: Prinzipdarstellung: verklebte Unterkonstruktion auf 

der Dachhaut.
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Bei Trapezblech (oder auch Sandwichplatten) kann 
wie bei Gebäude A mit über den First spannenden 
Systemen gearbeitet werden. Alternativ kann dach-
hautdurchdringend mit Kurzschienen gearbeitet 
werden. Die Schrauben sowie die Schienen besitzen 
dabei entsprechende Dichtelemente.

Die Dachfläche von Gebäude B bietet ausreichend Po-
tenzial, um sowohl den Eigenbedarf von Gebäude B 
als auch den Energiebedarf von Gebäude C zu decken.

Abbildung 4: Gebäude B – Dachübersicht (Foto / Bestand).

Abbildung 5: Prinzipdarstellung: Kurzschiene auf Trapezblech mit 

Dichtelementen.

Abbildung 6: Gebäude C – Dach-/Fassadensituation (Foto / Bestand).

Gebäude C verfügt über keine ausreichende Dachflä-
che, um eine wirtschaftlich sinnvolle Modulbelegung 
umzusetzen. Ebenfalls kann die Fassade nicht genutzt 
werden, da diese vollständig verglast ist. Die geringe 
Anzahl potenziell installierbarer Module rechtfertigt 
den baulichen und logistischen Aufwand nicht.



 9

2.3. Die Statik

Für die Installation von Photovoltaikmodulen muss die Statik der Dächer geprüft werden. Bei einer Installation 
ohne Beschwerung ist dafür das Modulgewicht sowie das Gewicht der Unterkonstruktion ausschlaggebend. Es 
ist häufig möglich, Dächer in dieser Bauweise mit 15 kg/m² als zusätzlicher Last für die Photovoltaikanlage zu 
belegen. Besser wäre allerdings, wenn die statische Überprüfung eine mögliche zusätzliche Last von 20 kg/m² 
zulässt.

Sämtliche verfügbaren statischen Unterlagen zu diesem Bauvorhaben stammen aus der Zeit des Baus der Ge-
bäude, was in der Regel immer bei Bestandsgebäuden der Fall ist. Weil diese Unterlagen oft keine nutzbaren 
statischen Aussagen haben, ist eine Neubewertung nach aktuellen Normen erforderlich. Die Wind- und Schnee-
lasten, welche heute angenommen werden, haben sich in den letzten 70 Jahren nicht unerheblich geändert.

Eine statische Berechnung funktioniert vereinfacht nach einem Schema. Das Gebäude wird als Tragwerk mo-
delliert und mit Lasten wie Eigengewicht, Zusatzlasten, Wind und Schnee beaufschlagt. Anschließend wird 
überprüft, ob das System diese Belastungen aushält. Es ist mathematisch deutlich aufwendiger das System 
zu fragen, wie viel es insgesamt aushält, anstatt das System zu fragen, ob es die angenommenen Belastungen 
verträgt.

Abbildung 7: Schematische Darstellung einer Statik (Illustration).

Bei Anlagen auf größeren Flachdächern wird häufig ein System verwendet, bei dem die
Modulflächen beschwert werden, um die Dachhaut nicht zu durchdringen. Die für die Statik
relevanten Werte können nicht pauschalisiert werden, sondern hängen spezifisch vom 
Standort, vom Gebäude und von der möglichen Belegung mit Modulen ab.
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2.4. Aufbau der Elektroinstallation - die AC-Seite

Beim AC-seitigen Aufbau wird die Wechselstromseite der Anlage betrachtet. Dieser umfasst den Leitungsweg 
vom Wechselrichter bis zum Netzanschlusspunkt des öffentlichen Netzes sowie sämtliche sicherheitsrelevan-
ten Komponenten. Welche Komponenten eingesetzt werden, bestimmt hauptsächlich die geplante Modul-
menge. Die Grenzwerte in den Normen und Richtlinien werden im Kapitel 2.5 Netzanschluss beschrieben.

Alle drei Gebäude verfügen über jeweils einen eigenen Hausanschluss in der Niederspannungsebene. Gebäu-
de A verfügt über einen direkt messenden eHZ-Zähler, wodurch der Anschluss aktuell auf maximal 63 Amper 
(A) begrenzt ist. In Gebäude B und Gebäude C sind Wandlerzähler verbaut. Gebäude B verfügt über eine sehr 
alte Elektroinstallation. Am Netzübergabepunkt sowie in der nachgelagerten Installation ist im Zuge der An-
lagenerrichtung mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Erneuerung der Elektroinstallation erforderlich. Der Über-
gabepunkt ist mit 200 A angegeben.

In Gebäude B ist ein Hallenteil untervermietet, wobei der Mieter über einen eigenen Zähler verfügt. Dies ist für 
spätere Messkonzepte relevant.

Die Elektroinstallation in Gebäude C ist deutlich neuer und mit 125 A abgesichert.

Grundsätzlich genießen Elektroanlagen Bestandsschutz. Sollte jedoch in die Elektroanlage 
z.B. durch Anschluss einer Anlage eingegriffen werden, ist die zuletzt ausführende Elektro-
fachkraft verpflichtet, die Anlage auf den aktuellen Stand der Technik nachzurüsten. Das 
kann erhöhte Kosten für die Anlage nach sich ziehen.

Ist geplant, eine höhere Leistung zu installieren, als der gegebene Netzanschlusspunkt (und die Netzverträg-
lichkeitsprüfung des Netzbetreibers) zulässt, muss dieser entweder verstärkt werden, oder es muss ein neuer 
Anschluss an das öffentliche Netz geschaffen werden. Daher sollten bei Projekten zur Energieinfrastruktur zu-
künftige Energiegroßverbraucher mitgedacht werden. Sind an diesem Standort in der Zukunft eine Ladeinfra-
struktur sowie eine Wärmepumpe oder andere große Verbraucher geplant? Diese zusätzlichen Lasten können 
die Möglichkeiten des Niederspannungsnetzes übersteigen, sodass ein Anschluss an das Mittelspannungsnetz 
erfolgen muss.

Um die Anschlüsse weiter beurteilen zu können, wurden Netzanschlusskarten beim örtlichen Netzbetreiber 
angefordert. Diese gelten als öffentliche Daten und können vom Kunden selbst oder von Solarteuren oder 
Elektrikern über eine Vollmacht angefordert werden. Leider sind diese Karten je nach Stadtteil oder Gebiet 
sehr veraltet und nicht alle Anschlüsse sind ersichtlich.

Abbildung 8: Netzanschlusskarte / Auszug.

In diesem Fall waren die Daten ebenfalls dürftig. Für 
Gebäude A und B lässt sich nur die Muffe (die An-
schlussstelle an das öffentliche Netz) entnehmen 
aber es liegen keine Daten vor. Für Gebäude C lie-
gen Daten vor. Es ist mit einem 4x70mm² Kabel an 
das öffentliche Netz angeschlossen. Die Dicke des 
Kabels bestimmt, wie viel Ampere sie mit möglichst 
niedrigen Verlusten übertragen können. Der zweite 
maßgebliche Parameter ist die Kabellänge. Über die 
Karten kann geprüft werden, wo das jeweilige Ge-
bäude an das Netz angeschlossen ist. Daraus kann 
die Kabellänge abgeschätzt werden.
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2.5. Netzanschluss

Beim Netzanschluss gilt es, verschiedene regulatorische Grenzwerte der Anlagenleistung zu beachten, die 
bei der Planung der Anlage berücksichtigt werden sollten. Diese Grenzwerte sind gültig zur Erstellung dieser 
Machbarkeitsstudie in Q1 2026 und können sich in der Zukunft ändern. Vorab zur Erläuterung: Die Messgrö-
ße kWp (Kilowatt-Peak) bezieht sich auf die Moduleistung. Diese Messgröße ist für Regularien aus dem EEG 
relevant. Für den Netzbetreiber sind die Werte in kW (Kilowatt) relevant, welche sich auf die Wechselrichter-
leistung beziehen.

Allgemein muss jedem Anschluss eines Generators – also einer Photovoltaikanlage - der zuständige Netzbe-
treiber zustimmen. Photovoltaikanlagen bis 30 kW können in der Regel mit vergleichsweise geringem techni-
schem Aufwand an das Netz angeschlossen werden. Hier kann oft ein vorhandener Zählerschrank ertüchtigt 
oder um eine Unterverteilung erweitert werden.

Ab 30 kW wird der Netzbetreiber eine Netzverträglichkeitsprüfung durchführen, ob die angefragte Anlagengrö-
ße an das öffentliche Netz angeschlossen werden kann – beziehungsweise ob das Netz genügend Kapazitäten 
besitzt, die Anlage anzuschließen. Leider ist in Hamburg nicht möglich den örtlichen Netzbetreiber zu fragen, 
wie viel Leistung angeschlossen werden kann. Stattdessen muss i.d.R. in mehreren Versuchen eine mögliche 
maximale bzw. optimale Anlagenleistung ermittelt werden.
Bei Anlagen zwischen 30 kW und 135 kW fällt zusätzlich ein Netz- und Anlagenschutz, sowie eine Wandlermes-
sung an – falls nicht bereits installiert. In der Praxis empfiehlt es sich daher häufig, die 30-kW-Grenze nicht nur 
geringfügig, sondern deutlich zu überschreiten, da die zusätzlich erforderlichen technischen Komponenten 
auch bei nur minimal größer dimensionierten Anlagen notwendig werden und sich erst bei größeren Leistun-
gen wirtschaftlich sinnvoll ausnutzen lassen.

Bis zur Leistung von 100 kWp bekommen Anlagen die EEG-Einspeisevergütung, die sich je nach Anlagengröße 
staffelt und zwischen Volleinspeiseanlagen und Überschusseinspeisung unterscheidet. Anlagen über 100 kWp 
sind zur Direktvermarktung verpflichtet. Dort wird der überschüssige Strom über einen Direktvermarkter an 
der Strombörse verkauft, was allerdings mit teurer Messtechnik gemessen und abgerechnet werden muss. 
Eine Ausnahme bilden Anlagen zwischen 100-200 kWp, die ihren Überschuss kostenlos und ohne Direktver-
markter in das Netz speisen dürfen. Anwendungsfall ist, wenn der Eigenverbrauch hoch genug ist und für die 
Einspeisung wenig bis keine Energie übrig bleibt. In der Praxis werden die Anlagen häufig mit 99 kWp gebaut 
oder auch diese Grenze deutlich überschritten.

Der nächste Bereich sind 135 kW bis 270 kW. Dies ist der vereinfachte Bereich für größere Anlagen, wo noch 
kein Anlagenzertifikat sowie Konformitätserklärung nötig sind. In diesem Bereich müssen einige zusätzliche 
Parameter erfüllt werden, die zur Stabilität des Netzes beitragen.

Es folgt ein Zwischenbereich, wo die in das öffentliche Netz eingespeiste Leistung auf 270 kW gedrosselt ist, 
die Anlage aber bis zu 500 kW groß sein darf. Zusätzlich zu den vorherigen Anforderungen muss nun noch eine 
Einspeiseüberwachung (Parkregler) sowie ein übergeordneter Entkupplungsschutz verbaut werden. Beispiel: 
ein energieintensives Unternehmen kann viel Energie aus der Photovoltaikanlage vor Ort nutzen und ist sich 
sicher, dass nicht viel überschüssige Energie ins öffentliche Netz gespeist wird. Also kann es die Einspeisung 
auf 270 kW begrenzen und dadurch Kosten sparen.

Anlagen, die mehr als 270 kW einspeisen sollen, können (überwiegend) nur noch über die Mittelspannung an-
geschlossen werden. Die nötige Schutztechnik muss dafür in oder nahe der Trafostation integriert werden, falls 
sie nicht vorhanden ist. Generell kann festgehalten werden, dass Trafostationen älter 2019 ertüchtigt werden 
müssen, weil zu diesem Zeitpunkt die Anforderungen verschärft wurden.
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Der Netzbetreiber kann ebenfalls den Anschluss an die Mittelspannung schon vor 270 kW fordern, wenn das 
Niederspannungsnetz nicht genügend Kapazitäten aufweist.

Daneben existiert noch die Möglichkeit der Nulleinspeisung. Diese Methode findet gerne Anwendung, wenn 
die Energie aus Photovoltaik deutlich kleiner ist als der Verbrauch vor Ort. Beispiel: Ein großes produzierendes 
Unternehmen mit sehr hohem Verbrauch installiert eine Photovoltaikanlage. Die Anlage beteiligt sich an der 
Bedarfsdeckung nur zu einem geringen Prozentsatz. Um nun zum Beispiel der Direktvermarktungspflicht ab 
100 bzw. 200 kWp zu entgehen, weil physisch sowieso wenig Überschussstrom in das öffentliche Netz einge-
speist würde, kann eine Nulleinspeisung vereinbart werden. Erforderlich ist dafür in den meisten Fällen eine 
Einspeiseüberwachung über einen zertifizierten Regler. Oder der Netzanschluss ist zu klein für die zu installie-
rende Anlage, sodass die Anlage nie Überschuss für das öffentliche Netz produziert

3. Der Auslegungsprozess
Für die Auslegung der Anlage sind die vor Ort erfassten Gegebenheiten maßgeblich. Hinzu kommen die aktu-
ellen sowie die geplanten Verbräuche in den Gebäuden. Zusätzlich werden an dieser Stelle die Kundenanfor-
derungen in die Planung integriert.

Die aktuellen Verbräuche an den einzelnen Netzverknüpfungspunkten betragen:

3.1. Kundenwünsche

Der Kunde TOP Mehrwert wünscht eine bestmögliche Versorgung aller Gebäude durch erneuerbare Energien 
in einem vertretbaren wirtschaftlichen Rahmen. Die Motivation von TOP Mehrwert besteht zum Einen aus dem 
Gefühl der gesellschaftlichen Verantwortung für die Umwelt. Zum Anderen werden im Rahmen von Lieferket-
tengesetzen zukünftig verschärfte Nachhaltigkeitsanforderungen der Kunden von TOP Mehrwert antizipiert. 
Dem soll vorgebeugt werden.

Die naheliegende Elektrifizierung von TOP Mehrwerts Transportfahrzeugen ist technologisch derzeit nicht mit 
dem Geschäftsmodell der ad-hoc-Logistik vereinbar. Daher ist der nächstgrößere Hebel zur Nachhaltigkeit die 
Umrüstung der Energieversorgung des Gebäudebestands.

An Gebäude A hat der Kunde bereits Ladeinfrastruktur errichten lassen. Diese wurden bislang nicht vollständig 
an das Netz angeschlossen beziehungsweise nur gedrosselt betrieben, da der bestehende Netzanschluss keine 
vollständige Nutzung zulässt. Es sind zwei Ladesäulen aufgebaut (Hersteller Cito), die das Laden mit 50 kW und 

Gebäude� Stromverbrauch pro Jahr (kWh)

Gebäude A � 4.420

Gebäude B� 30.392

Gebäude C� 44.142

Tabelle 1: � Aktuelle Verbräuche je Netzanschluss
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gleichzeitig 22 kW ermöglichen. Ebenfalls ist eine Ladesäule installiert (Hersteller Alpitronic), die entweder mit 
50 kW oder mit 2x 25 kW laden kann.

Für den Anschluss der Ladeinfrastruktur hat der örtliche Netzbetreiber vorgeschlagen, eine Ortsnetztrafosta-
tion auf dem Kundengrundstück zu errichten. Diese Möglichkeit bringt einige Vorteile aber auch Nachteile mit 
sich. Daher sollen alternative Lösungsmöglichkeiten ermittelt werden.

Ein Ladepunkt kann je nach Auslastung mit 2.500 kWh/a bis 4.000 kWh/a angenommen werden. Der Kunde 
erwartet eine gute Auslastung, allein durch die Nutzung in eigener Flotte. Ebenfalls ist angedacht, die Lade-
säulen der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Daher kann eine Steigerung des Verbrauchs um 4000 kWh/a 
x 4 Ladepunkte = 16.000 kWh/a angenommen werden.

In Gebäude B soll zukünftig die bestehende Ölheizung durch eine Wärmepumpe ersetzt werden. Der aktuelle 
Heizbedarf beläuft sich auf 27.500 l Heizöl. Überschlägig ergibt sich ein Energiebedarf von 275.000 kWh. Ge-
teilt durch eine angenommene Jahresarbeitszahl der Wärmepumpe von 4 ergibt sich in erster Abschätzung ein 
erhöhter Stromverbrauch von 68.750 kWh. Realistisch lassen sich Wärmepumpe und Photovoltaik nicht 1:1 
kombinieren beziehungsweise der komplette Bedarf der Wärmepumpe decken. Eine entsprechend dimensio-
nierte Photovoltaikanlage beteiligt sich zu ca. 1/3 an dem Verbrauch der Wärmepumpe, wie in dem folgenden 
Diagramm veranschaulicht wird. Darüber hinaus wird die Photovoltaikanlage unwirtschaftlicher. Der Bedarf 
der Wärmepumpe im Sommer entsteht über eine Warmwasserbereitstellung. Daraus ergibt sich ein zusätz-
licher Verbraucher für die Photovoltaikanlage von knapp 23.000 kWh/a.

Gebäude Aktuell (kWh) Zusätzlich (kWh) Gesamt (kWh)

A

B

C

4.420

30.392

44.142

16.000

22.917

20.420

53.309

Tabelle 2: � Verbrauch je Netzanschluss mit Annahmen

Abbildung 9: Visualisierung: Überschneidung von PV-Ertrag und Wärmepumpen-Verbrauch (eigene Darstellung).
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Die Serveranlage im südlichen Gebäude soll notstromfähig ausgestattet werden. Nach Möglichkeit sollen ca. 
zwei Tage Stromausfall überbrückt werden können. Die Versorgung muss nicht unterbrechungsfrei stattfin-
den. Die Server können automatisiert wieder hochfahren.

Als zusätzliche Option soll betrachtet werden, ob am Energiemarkt handelnde Speicher errichtet werden kön-
nen.

3.2. Kumulierte Anforderungen

Aus den Kundenwünschen wurden Annahmen getroffen, wie sich der Verbrauch entwickeln könnte. Für die 
weitere Auslegung wird mit den erhöhten Verbräuchen kalkuliert.

4. Konzepte

In dieser Phase werden aus den aufgenommenen Daten sowie den Kundenwünschen mögliche Lösungen eva-
luiert. Es werden mehrere mögliche Lösungsmöglichkeiten skizziert und dem Kunden vorgestellt. Die Lösun-
gen unterscheiden sich hinsichtlich der Komplexität und sind damit auch in verschiedenen Budgets angesie-
delt.

4.1. Nördliches Gebäude A

Der Grundverbrauch mit knapp 4.500 kWh im Jahr fällt eher gering aus. Die Ladeinfrastruktur erzeugt poten-
ziell einen zusätzlichen Verbrauch von 16.000 kWh im Jahr.

Problematisch ist hier, dass der Hausanschluss zu klein ist, um die Ladeinfrastruktur anzuschließen. Wenn 
alle Ladepunkte genutzt werden, ist ein Bezug von 314 A oder knapp 220 kW nötig – zusätzlich zum normalen 
Bedarf des Gebäudes. Es muss immer mit der höchsten Belastung kalkuliert werden, außer man errichtet zu-
sätzliche Schutztechnik und schränkt seinen Anschluss selber ein. Der Hausanschluss gibt in aktuellem Ausbau 
63A her. Laut dem örtliche Netzbetreiber Energienetze Hamburg, ist bei dieser Leistung ein Bezug aus dem 
Niederspannungsnetz nicht mehr möglich, weswegen der Netzbetreiber vorschlägt eine Ortsnetztrafostation 
auf dem Grundstück des Kunden zu errichten.

4.1.1. Konzept 1 – Ortsnetztrafostation

Eine Ortsnetztrafostation ist eine elektrische Transformatorstation, die die Mittelspannung aus dem Verteil-
netz auf die Niederspannung für die lokale Endversorgung umspannt. Sie bildet den letzten Umspannpunkt im 
öffentlichen Stromnetz vor dem Hausanschluss und versorgt in der Regel einen räumlich begrenzten Bereich 
(Straßenzug, Wohnblock, Gewerbegebiet).

Vorteilhaft wäre, dass der größte Teil der Kosten vom Netzbetreiber getragen wird. Für eine Station wird eine 
Dienstbarkeit im Grundbuch eingetragen. Für den Betrieb und die Wartung der Trafostation ist der Netzbetrei-
ber verantwortlich.

Für den Standort ist allerdings der Kunde verantwortlich und haftbar. Daher ist es ratsam eine Versicherung 
abzuschließen. Sollte beispielsweise der Boden absacken, trägt der Kunde die Kosten, um den Standort wie-
derherzustellen. Ebenfalls muss der Kunde die Kampfmittelfreiheit des Standorts nachweisen.

Außerdem muss um die Station selbst sowie der Kabelweg zum Mittelspannungsnetz freigehalten werden. An 
einem öffentlichen Trafo kann sich theoretisch jeder anschließen. Falls bereits Nachbarn Anträge beim Netz-
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betreiber für elektrische Anlagen gestellt haben, bekommt der Kunde keinen Vorrang, um eigene Anlagen an-
zuschließen. Beispielsweise wird dem Kunden zugesagt, er darf die Ladeinfrastruktur anschließen. Möchte 
er nun zu der Ladeinfrastruktur eine Photovoltaikanlage anschließen, kann es sein, dass die Kapazitäten der 
Station bereits durch andere Nutzer ausgereizt sind. Ebenfalls ist zu beachten, dass bei jedem neuen Anschluss 
an die Trafostation der nötige Kabelweg auf dem Gelände geöffnet wird.

Der Kunde befürchtet mit den Rahmenbedingungen einen signifikanten Wertverlust des Grundstücks durch 
die Errichtung einer öffentlichen Station. Daher wurde diese Lösung vorerst verworfen.

4.1.2. Konzept 2 – eigene Trafostation

Es ist ebenfalls möglich, eine eigene Trafostation zu errichten, um sich an das Mittelspannungsnetz anzuschlie-
ßen. Der Vorteil wäre, dass die Station groß genug ausgelegt werden kann, um alle energetischen Pläne umzu-
setzen. Dafür muss der Kunde aber auch sämtliche Kosten für die Errichtung tragen.

Es wurden überschlägig die Kosten für eine Kompaktstation ermittelt. Inbegriffen sind die Kosten für die Sta-
tion selbst, die Schaltanlage, die Fernwirktechnik und Einspeiseregelung, sowie die Kosten für den Tiefbau und 
die Kabelverlegung. Die Kosten belaufen sich auf ca. 180.000 bis 200.000 €.

An eine solche Station könnte sowohl die Ladeinfrastruktur, die Photovoltaikanlage als auch am Energiemarkt 
handelnde Speicher angeschlossen werden.

Die Deckung des Stromverbrauchs von Gebäude A sowie dem Verladen von Energie für die eigene Flotte und 
selbst dem öffentlichen Bereitstellen von Ladepunkten können diese Kosten nicht wieder einspielen.

4.1.3. Konzept 3 – Ladeinfrastruktur versetzen

Eine weitere Option ist es, die Lasten zu versetzen. Die Ladepunkte können auf die verschiedenen Hausan-
schlüsse in Haus A, B und C aufgeteilt werden, um die einzelnen Netzverknüpfungspunkte nicht zu überlasten.

In diesem Konzept würde am Standort des nördlichen Gebäudes A nur noch eine Ladestation übrig bleiben. 
Allerdings müsste selbst für die kleinste Ladesäule der Hausanschluss ertüchtigt werden. Die zwei CITO Lade-
säulen benötigen einen Strom von maximal 112A, die Alpitronic benötigt einen Strom von maximal 90A. Dafür 
muss die vorhandene Elektroinstallation auf eine Wandlermessung umgebaut werden.

Um die kombinierten Verbraucher mit erneuerbarer Energie durch eine Photovoltaikanlage zu versorgen, sind 
ca. 15 kWp an Modulen auf dem Dach und ca. 10 kWh bis 15 kWh Speicherkapazität nötig. Größere Anlagen 
erhöhen nicht die Wirtschaftlichkeit.

Die Photovoltaikanlage auf Gebäude A unterstützt das Netz beim Laden von Elektrofahrzeugen. Mit einer Leis-
tung von 15 kW in der Spitze, kann sie nur einen Teil der benötigten 50 kW erneuerbar decken. Die Anlage grö-
ßer zu dimensionieren, ergibt trotzdem keinen Sinn, da die Energie während der Zeiten wo nicht geladen wird, 
nur ins Netz gespeist wird. Es sind keine weiteren signifikanten Verbraucher an diesem Standort vorhanden.

Die Kosten für eine solche Solaranlage inklusive Speicher und Ertüchtigung der Elektroinstallation belaufen 
sich auf überschlägig 29.000 €. Zusätzlich muss der örtliche Energieversorger den Hausanschluss ertüchtigen.

Der Kunde hat einen Strompreis von 23,38 Cent/kWh zzgl. dem Grundpreis. Die Stromgestehungskosten* lie-
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gen für diese Anlage bei 13,11 Cent/kWh. Damit amortisiert sich diese Anlage bei dem örtlichen Verbrauch und 
der Annahme eines Ladepunktes nach etwa 15 Jahren. Der interne Zinsfuß liegt bei 4,8 % und wird damit als 
wirtschaftlich beurteilt. Die Wirtschaftlichkeit ist als solide aber nicht überragend zu beurteilen. Damit steht 
die Investition in Konkurrenz zu anderen Investitionen am Standort, zum Beispiel in EE-Anlagen auf oder in 
den anderen Gebäuden. Der solare Deckungsgrad einer solchen Anlage liegt bei etwa 67,5% - bedeutet etwa 
2/3 der benötigten Energie können erneuerbar gedeckt werden. Die Autarkie einer solchen Anlage wird als gut 
beurteilt.

4.2. Mittleres Gebäude B

Der kombinierte Verbrauch aus Wärmepumpe und Grundverbrauch liegt an dem mittleren Gebäude B bei 
53.309 kWh pro Jahr. Es können noch ca. 4000 kWh/a addiert werden, wenn an diesem Standort eine Lade-
säule vom nördlichen Gebäude A angeschlossen wird. Es wird ein potenzieller Verbrauch von 57.500 kWh pro 
Jahr angenommen.

Der Hausanschluss muss in jeden Fall ertüchtigt werden, da dieser nicht mehr den aktuellen Regeln der Tech-
nik entspricht. Dabei kann mit dem Netzbetreiber auch die Anschlussleistung besprochen werden. Die Fläche 
des Daches selbst bietet an diesem Standort in maximaler Auslegung Platz für ca. 200 kWp an Modulen.

4.2.1. Konzept

In diesem Konzept wird der komplette Verbrauch an dem Netzanschlusspunkt des mittleren Gebäudes best-
möglich bedient. Ebenfalls kann dem Mieter über ein entsprechendes Messkonzept Energie aus der Photovol-
taikanlage zur Verfügung gestellt werden. Mieterstrommodelle bedürfen allerdings zusätzlicher Beratung, da 
der Mieter freie Wahl seiner Energieversorgung besitzt. Der Mieter kann die Energie aus der Photovoltaikanlage 
ablehnen. Dies muss mit dem Mieter abgesprochen werden.

Um den Bedarf zu decken sollte die Photovoltaikanlage ca. 80-90 kWp aufweisen. Der Speicher sollte eine Ka-
pazität von ca. 40-45 kWh besitzen. Da die nächste rechtliche Grenze bei 100 kWp liegt, kann die Anlage auch 
dieser Grenze angenähert werden. Generell sind die Modulpreise in den letzten Jahren sehr gefallen und ha-
ben sich auf einem niedrigen Niveau stabilisiert. Ebenfalls ist es vom Aufwand viel einfacher, eine Solaranlage 
im ersten Ausbauschritt ein wenig größer zu bauen, als nachträglich zu erweitern.
Ausgehend von einer Photovoltaikanlage mit 99 kWp und 40 kWh Speicher, könnten die Kosten überschlägig 
bei 118.000€ liegen. Der Strompreis des Kunden beträgt 23,38 Cent/kWh zzgl. der Grundgebühr. Die Strom-
gestehungskosten dieser Anlage belaufen sich auf 7,88 Cent pro kWh. Dadurch amortisiert sich diese Anlage 
nach etwa 9 Jahren und 10 Monaten. Der solare Deckungsgrad beträgt laut Simulation etwa 38,6% - ein guter 
Wert, da nur ein geringer Anteil der Wärmepumpe gedeckt werden kann. Es wurde der gesamte Verbrauch des 
Gebäudes, der Wärmepumpe und einer E-Ladesäule betrachtet.

4.3. Südliches Gebäude C

Das südliche Gebäude besitzt selbst keine Fläche für die Installation einer Photovoltaikanlage. Daher gestaltet 
sich eine erneuerbare Versorgung dieses Gebäudes als schwierig. Allerdings ist der Verbrauch in diesem Ge-
bäude, am höchsten. Außerdem befindet sich in diesem Gebäude die Serverstruktur der Firma.



 17

4.3.1. Konzept 1 – Energie vom Nachbargebäude

Ein experimentelles Konzept wäre, die große Fläche des Nachbargebäudes zu nutzen. Dies ist nach den gängi-
gen Normen und Regeln der Technik aber nicht ohne weiteres zulässig.

„Grundsätzlich werden Erzeugungsanlagen und Speicher an die Übergabestelle der Bezugsanlage oder inner-
halb der Bezugsanlage angeschlossen.“ (VDE-AR-N 4105:2018)

Die Technischen Anschlussbedingungen (TABs) vom Netzbetreiber in Hamburg basieren größtenteils auf den 
allgemeinen TABs vom BDEW und bieten auch keine Lösung für den Kunden.

Das EEG eröffnet theoretisch eine Möglichkeit, Anlagen an anderen Verknüpfungspunkten anzuschließen, 
wenn die Anschlussleistung 30 kW überschreitet: „Bei einer oder mehreren Anlagen mit einer installierten 
Leistung von insgesamt höchstens 30 Kilowatt, die sich auf einem Grundstück mit bereits bestehendem Netz-
anschluss befinden, gilt der Verknüpfungspunkt des Grundstücks mit dem Netz als günstigster Verknüpfungs-
punkt.“ (EEG §8 (1))

Weiter lässt der nächste Paragraf die Wahl eines Verknüpfungspunktes zu, wenn der Anlagenbetreiber die zu-
sätzlichen Kosten trägt: „Anlagenbetreiber dürfen einen anderen Verknüpfungspunkt dieses oder eines an-
deren im Hinblick auf die Spannungsebene geeigneten Netzes wählen, es sei denn, die daraus resultierenden 
Mehrkosten des Netzbetreibers sind nicht unerheblich. … Die Wahl nach Satz 1 oder Satz 2 kann mit dem An-
gebot einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung nach § 8a verbunden werden.“ (EEG §8 (2))

Der nächste Paragraf beschreibt allerdings, dass der Netzbetreiber in jedem Fall das letzte Wort hat: „Der Netz-
betreiber darf abweichend von den Absätzen 1 und 2 der Anlage einen anderen Verknüpfungspunkt zuweisen, 
es sei denn, die Abnahme des Stroms … wäre an diesem Verknüpfungspunkt nicht sichergestellt.“ (EEG §8 (3))

Aktuell ist eine Neuauflage der VDE 4105 in Arbeit, allerdings noch nicht in Betrieb. Die neue Fassung ermög-
licht unter 5.1 erstmalig explizit Energie von einem Gebäude ins Nachbargebäude zu speisen - beziehungs-
weise Anlagen über verschiedene Gebäude zusammenzufassen: „ … Solarmodule, die auf benachbarten Ge-
bäuden mit eigenen Netzanschlüssen installiert sind, dürfen DC-seitig zusammengefasst und über Umrichter 
an einem Netzanschlusspunkt an das Netz des Netzbetreibers angeschlossen werden. …“ (VDE 4105 in der 
Fassung vom 10/2024 (nicht in Betrieb))

Zusammenfassend wurde der Netzbetreiber unter diesen Gesichtspunkten gefragt, ob er einen solchen An-
schluss zulassen würde. Der Netzbetreiber hat abgelehnt, womit dieses Konzept hinfällig ist.

4.3.2. Konzept 2 – Hausanschlüsse zusammenfassen

Ein weiteres Konzept um dieses Gebäude mit erneuerbarer Energie zu versorgen wäre es, alle Anschlüsse an 
das öffentliche Netz zusammenzufassen und gemeinsam an die Mittelspannung anzuschließen. Dafür notwen-
dig wäre, Leitungen von allen Gebäuden zu einem Punkt zu führen, eine Transformatorstation zu errichten 
und an das Mittelspannungsnetz anzuschließen. Eventuell müssen auch die Flurstücke zu einem Grundstück 
zusammengelegt werden.

Dieses Konzept benötigt einen erheblichen Aufwand und erzeugt ebenfalls hohe Kosten. Für die Trafostation 

* Stromgestehungskosten sind die Gesamtkosten einer kWh Strom aus der Photovoltaikanlage. Dafür werden die Gesamtkosten der An-
lage über die Lebensdauer (Investitions- und Betriebskosten) durch den Ertrag über die Lebensdauer geteilt. Bei nach EEG geförderten 
Anlagen (vgl. 2.5 Netzanschluss) errechnet man die Wirtschaftlichkeit über eine Spanne von 20 Jahre, da die Überschusseinspeisung für 20 
Jahre gewährt wird. Für die Lebensdauer der PV-Anlage können in der Regel ca. 25-30 Jahre erwartet werden.

https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/technische-anschlussbedingungen/niederspannung
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__8.html
https://www.vde.com/de/fnn/aktuelles/entwuerfe-der-anwendungsregeln-fuer-die-niederspannung---konsultation-begonnen
https://www.vde.com/de/fnn/aktuelles/entwuerfe-der-anwendungsregeln-fuer-die-niederspannung---konsultation-begonnen
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in ausreichender Größe können Kosten von ca. 300.000 € angenommen werden - zuzüglich Photovoltaik, Spei-
cher und Elektroinstallation. Es ist ebenfalls möglich, dieses Konzept mit der Elektrifizierung der kompletten 
Fahrzeugflotte zu denken. Dies sprengt aber erheblich den Umfang dieser Studie.

Mit diesem Konzept können alle aktuellen Kundenwünsche (3.1) erfüllt werden.

4.3.3. Konzept 3 - Netzdurchleitung von Gebäude B zu Gebäude C

Ein weiteres mögliches Konzept ist die Energie der Photovoltaikanlage vom Gebäude B über das öffentliche 
Netz in Gebäude C zu leiten - die sogenannte Netzdurchleitung. Dafür fallen allerdings Netzentgelte an. Un-
ter der Annahme, dass 60-70% des Verbrauchs von Gebäude C über eine Photovoltaikanlage gedeckt werden 
kann, werden die Kosten für eine Netzdurchleitung aufgeschlüsselt. Die Werte sind der aktuellen Netzentgeld-
tabelle von 2026 entnommen. 

Vorab sei anzumerken, dass der rechtliche Rahmen für die Netzdurchleitung in Deutschland immernoch sehr 
komplex ist. Die EU hatte bereits vor Jahren mit der Erneuerbare-Energien-Richtlinie und der Elektrizitätsbin-
nenmarkt-Richtlinie die Grundlagen geschaffen. Im Juni 2026 soll nun auch das deutsche Recht nachziehen 
und den Aufwand für energy sharing mit § 42c EnWG erleichtern - man ist gespannt. Aktuell wird man selbst bei 
Kleinstmengen als Stromlieferant auftreten, Bilanzkreise aufstellen oder über Dienstleister regeln lassen und 
weitere zur Abrechnung relevante Anforderungen erfüllen müssen. Dies rentiert sich über PPAs aktuell nur bei 
erheblich größeren Strommengen.

Es muss geprüft werden, ob eine Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG i.V.m. § 12b StromStV 
stattfinden kann. Die Maßgeblichen Kriterien sind Erneuerbare Energie, eine Leistung kleiner 2 MW und Letzt-
verbraucher im räumlichen Zusammenhang (4,5 km Umkreis). Es wird für die weitere Betrachtung angenom-
men, dass die Stromsteuer entfällt.

Bei einer Annahme von 65% des akt. Verbrauchs = 28.600 kWh durchgeleitetem Strom betragen die gesamten 
Entgelte 15,24 Cent/kWh. Bei einem angenommenem Strompreis in 2026 von 20 Cent/kWh dürfen die Strom-

Position� Wert

Arbeitspreis� 9,70 ct/kWh

Grundpreis� 72,00 €/a

Konzessionsabgabe� 2,39 ct/kWh

KWKG-Umlage� 0,446 ct/kWh

§19 StromNEV-Umlage� 1,559 ct/kWh

Offshore-Netzumlage� 0,941 ct/kWh

(Stromsteuer)� (2,05 ct/kWh)

Tabelle 3:�  Netzentgelte ohne Strombeschaffung

https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/netzentgelte-strom
https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/netzentgelte-strom
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gestehungskosten einer Photovoltaikanlage höchstens 4,76 Cent betragen. Wie in Kapitel 4.2.1 für das mittlere 
Gebäude beschrieben, werden diese Stromgestehungskosten nicht erreicht werden können. Eine Netzdurch-
leitung bietet damit leider keine Option.

4.4. Welche Umsetzung wünscht der Kunde?

Nachdem dem Kunden alle Konzepte vorgestellt wurden, wünscht er die Errichtung einer Wärmepumpe in 
Gebäude B und dieses Gebäude mit einer Photovoltaikanlage sowie Speicher für den Eigenverbrauch auszu-
rüsten.

Außerdem sollen die Ladesäulen von Gebäude A auf alle Hausanschlüsse aufgeteilt werden, um einen An-
schluss in der Mittelspannung zu umgehen, falls der Netzbetreiber dem zustimmt. Eventuell lässt sich auch 
der Hausanschluss im mittleren Gebäude so weit ertüchtigen, dass zwei Ladesäulen angeschlossen werden 
können, um von der Photovoltaikanlage zu profitieren Das wird allerdings als eher unrealistisch eingeschätzt.

Am Gebäude A soll eine Ladesäule verbleiben und gegebenfalls durch eine kleine Photovoltaikanlage mit Spei-
cher (< 30 kWp) unterstützt werden.

Bei Gebäude C soll versucht werden, den Netzbetreiber weiterhin vom Konzept einer PV-Anlage auf Gebäude B 
mit direkter Kabelverbindung und Versorgung von Gebäude C zu überzeugen.

5. Ausblick – die Errichtung der Anlage
Nachdem nun die Zielsetzung definiert ist, gilt es die benötigten Genehmigungen einzuholen. Als erstes muss 
nun das Anschlusskonzept mit dem Netzbetreiber abgesprochen werden. Dieser Prozess kann sich erfahrungs-
gemäß mehrere Wochen bis Monate hinziehen. Ebenfalls muss die Ertüchtigung der Hausanschlüsse ange-
schoben werden. Sobald die Genehmigungen erteilt sind, kann das benötigte Material bestellt werden und 
mit dem Bau begonnen werden. Der Bau selbst geht relativ schnell. Anschließend muss ein Termin mit dem 
Netzbetreiber abgestimmt werden, sodass die gemeinsame Inbetriebnahme stattfinden kann. Abschließend 
wird der Kunde in die Anlage eingewiesen und erhält zum Abschluss eine Dokumentation.

Der Errichtungsprozess startete während der Vollendung dieser Studie.

6. Fazit
Diese Machbarkeitsstudie zeigt exemplarisch auf, dass die Auslegung von Energiesystemen immer sehr spezi-
fisch auf die Bedürfnisse des Kunden, sowie die örtlichen und regulatorischen Gegebenheiten zugeschnitten 
werden muss. Dieser Aufwand ist hoch aber unumgänglich, da Standardlösungen selten ein befriedigendes 
Ergebnis erzielen.

Viele der hier betrachteten Konzepte lassen sich nicht ohne weiteres umsetzen und erfordern teilweise er-
hebliche Investitionen, was eng mit dem Kunden abgestimmt werden muss. Hinzukommt, dass diese Studie 
eine Momentaufnahme abbildet. Die Regeln für die Errichtung von Anlagen ändern sich häufig. Gleichzeitig 
zeigt sich jedoch auch, dass für viele der identifizierten Herausforderungen technisch umsetzbare Lösungen 
existieren.

Die Empfehlung für Logistikbetriebe lautet, zusammen mit einem auf gewerbliche Energiesysteme speziali-
sierten Installateursbetrieb ein individuell passendes Konzept zu erarbeiten. Diese Betriebe sind am ehesten 
dazu in der Lage, den Einklang für technisch umsetzbare und wirtschaftlich sinnvolle Lösungen zu finden, die 
dem regulatorischen Rahmen entsprechen.
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7. Quellen

Die folgenden Quellen werden im Text referenziert.

• VDE FNN: E VDE-AR-N 4105 (Fassung 2018) – Anschluss und Betrieb von Erzeugungsanlagen am Niederspan-
nungsnetz. (abgerufen: Feb 2026).

• VDE-AR-N 4105 (Entwurf 2024-10): E VDE-AR-N 4105:2024-10 – Anschluss und Betrieb von Erzeugungsanlagen 
am Niederspannungsnetz (PDF) (abgerufen: Feb 2026).

• Bundesrepublik Deutschland (Gesetze im Internet): Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – § 8 Anschluss (ab-
gerufen: Feb 2026).

• Bundesrepublik Deutschland (Gesetze im Internet): EEG – Gesamtausgabe (abgerufen: Feb 2026).

• Technische Anschlussbedingungen (Hamburg): TAB Niederspannung Hamburg (abgerufen: Feb 2026).

• Technische Anschlussbedingungen (BDEW): TAB Niederspannung BDEW (abgerufen: Feb 2026).

• Netzentgelte: Netzentgeldtabelle Hamburg (abgerufen: Feb 2026).

https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-niederspannung/erzeugungsanlagen-am-niederspannungsnetz-vde-ar-n-4105-2018
https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-niederspannung/erzeugungsanlagen-am-niederspannungsnetz-vde-ar-n-4105-2018
https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-niederspannung/erzeugungsanlagen-am-niederspannungsnetz-vde-ar-n-4105-2018
https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-niederspannung/erzeugungsanlagen-am-niederspannungsnetz-vde-ar-n-4105-2018
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/BJNR106610014.html
https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/technische-anschlussbedingungen/niederspannung
https://www.bdew.de/energie/tab-2023/
https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/netzentgelte-strom



